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Keine Beanstandung der Abwertung 

psychotherapeutischer Leistungen  
 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

 

bekanntermaßen hatte der bvvp zusammen mit 

der DPtV direkt nach Verabschiedung des aktuellen 

Beschlusses des Erweiterten Bewertungsausschus-

ses zur „angemessenen Vergütung“, der eine Ab-

wertung der betroffenen psychotherapeutischen 

Leistungen um 4,5 Prozent ab dem 1. April vorsah, 

das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) auf-

gefordert, diesen zu beanstanden. Das BMG ist die 

Rechtsaufsicht für den (Erweiterten) Bewertungs-

ausschuss, der innerhalb der Selbstverwaltung der 

Kassenärztlicher Bundesvereinigung (KBV) und des 

GKV-Spitzenverbands für alle Beschlüsse rund um 

das Honorar der kassenzugelassenen Ärzt*innen 

und Psychotherapeut*innen zuständig ist. ‚Rechts-

aufsicht‘ bedeutet, dass geprüft wird, ob alles aus 

formal juristischer Sicht korrekt abgelaufen ist. 

Von dem Beschluss betroffen sind alle genehmi-

gungspflichtigen Leistungen, die Psychotherapeuti-

schen Sprechstunden, die Akutbehandlungen und 

die Gruppenpsychotherapeutische Grundversor-

gung. 

Nun mussten wir aus der Presse erfahren, dass das 

BMG den Beschluss nicht beanstanden wird. Das 

ist ziemlich schlechter Stil, dass die Verbände, die 

auf die nötige Beanstandung hingewiesen und dies 

ausführlich begründet hatten, nicht direkt infor-

miert werden. Aber das passt leider zur derzeitigen 

katastrophalen Gesundheitspolitik! 

Jedenfalls begründet das BMG seine Entscheidung 

damit, dass ihm als Rechtsaufsicht lediglich die 

Prüfung von möglichen Gesetzesverstößen, insbe-

sondere verfassungswidrige Regelungen, und so-

mit das Handeln im Rahmen der geltenden 

Rechtsgrundlagen unterliege. Rein fachliche 

Gründe oder Bedenken unterlägen ihm hingegen 

nicht. Außerdem habe es bei den allermeisten Leis-

tungserbringern im Gesundheitswesen keinen Ein-

fluss auf die Höhe von Honoraren. Die Höhe der 

Honorare sei Ergebnis von Bewertungen bzw. Ver-

handlungen der sogenannten gemeinsamen 

Selbstverwaltung. 

Das BMG hätte die Geschäftsführung des Bewer-

tungsausschusses im Rahmen der Beschlussprü-

fung um zusätzliche Informationen und 

ergänzende Stellungnahme gebeten. Ziel der Nach-

frage, wäre gewesen, nachvollziehen zu können, ob 

für das angewandte Verfahren zur Berechnung der 

Absenkung alle maßgeblichen Daten vorlagen und 

berücksichtigt worden wären. Der Erweiterte Be-

wertungsausschuss hätte dargelegt, dass er ein 

vom Bundessozialgericht (BSG) in seinen Grundzü-

gen vorgegebenes Verfahren nutze, welches durch 
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den Bewertungsausschuss weiterentwickelt wor-

den sei. Die darauf basierenden Beschlüsse seien 

vom BSG bereits in mehreren Entscheidungen im 

Grundsatz als rechtmäßig angesehen worden. Der 

Erweiterte Bewertungsausschuss nutze nach eige-

nen Angaben seit 2015 dieselben wesentlichen Pa-

rameter, um Kontinuität in der Beschlusspraxis 

sicherzustellen. Für den vorliegenden Beschluss ha-

ben nach seiner Auskunft sämtliche erforderliche 

aktualisierte Datengrundlagen vorgelegen, die 

schon immer stichprobenbedingten Schwankun-

gen unterlegen haben. Zudem habe das Modell ei-

nige Ausprägungen enthalten, die für das Ergebnis 

der Angemessenheitsüberprüfung begünstigend 

gewesen seien. Einseitige, ausschließlich in eine 

Richtung wirkende Korrekturen der Annahmen 

seien vermieden worden. Somit gebe es nach aus-

führlicher Prüfung keine Anhaltspunkte für eine 

rechtliche Beanstandung. 

Auch wenn dieses Ergebnis vorhersehbar war, ist es 

natürlich trotzdem enttäuschend. 

Es gibt aber auch einen positiven Aspekt! 

Die KBV hatte sehr schnell nach Beschlussfassung 

des Erweiterten Bewertungsausschuss Klage gegen 

den Beschluss beim Landessozialgericht Berlin-

Brandenburg eingereicht. Die Klageschrift enthält 

das zentrale Argument, dass das Modell der Über-

prüfung der Bewertung psychotherapeutischer 

Leistungen der Ermittlung einer Mindestvergütung 

dient, aber nicht der Festlegung einer Höchstvergü-

tung oder punktgenauen Vergütung. Damit kann 

der Bewertungsausschuss immer nur prüfen, ob 

eine Anpassung nach oben notwendig ist, aber Ab-

wertungen sind ausgeschlossen.  

Diese Fragestellung wird sicherlich erst durch das 

Bundessozialgericht (BSG), also die nächste und 

höchste gerichtliche Instanz, final entschieden wer-

den.   

Aber die Klage der KBV enthält noch eine andere 

wichtige Forderung, nämlich den Eilantrag der Aus-

setzung des sofortigen Vollzugs: Die Abwertungen 

sollen erstmal nicht vollzogen werden, sondern 

die Entscheidung des BSG soll abgewartet wer-

den. Konkret würde das bedeuten, dass die bishe-

rigen Bewertungen weiterhin gelten würden, also 

zum Beispiel die Punktzahl von 941 Punkten für die 

Einzelsitzung. 

Und für diesen Eilantrag ist nun nach der Nicht-

beanstandung der Weg frei, und das Landessozi-

algericht wird zügig entscheiden – hoffentlich in 

unserem Sinne! 

Deswegen gilt weiterhin gilt: Wir werden an allen 

erdenklichen Stellen und mit allen uns zur Verfü-

gung stehenden Mitteln dafür stark machen, dass 

die Praxen und die Versorgung von Menschen mit 

psychischen Erkrankungen geschützt werden.  

Es bleibt also „laut“!  Unterstützen Sie die bundes-

weiten Protestaktionen! 

Ulrike Böker  

für den bvvp Bundesvorstand 

 

Veranstaltungshinweis:  

Am 8. Juni befasst sich der Petitionsausschuss mit 

der Bundestagspetition gegen die Kürzungen.  
 

Kommen Sie zur Demo und Kundgebung in Berlin! 

Treffpunkt: 11 Uhr Paul-Löbe-Allee 

 

Hilfreiche Links:  

Referentenentwurf zum GKV-

Beitragssatzstabilisierungsgesetz: 

https://t1p.de/1rjox  

Alle Infos zu den aktuellen Demos und Protestmaß-

nahmen auf unserer Aktionsseite: 

https://bvvp.de/jetzt-wird-es-laut/ 
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Der Bundesverband der Vertragspsychotherapeuten – kurz bvvp – ist der Verband, der sich berufsgrup-

pen- und verfahrensübergreifend für die Interessen aller Vertragspsychotherapeut*innen eins etzt. In 

ihm haben sich etwa 6.000 Ärztliche Psychotherapeut*innen, Psychologische Psychotherapeut*innen 

sowie Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut*innen aller anerkannten Richtlinienverfahren zusam-

mengeschlossen. 

 

Kontakt: bvvp – Bundesverband der Vertragspsychotherapeuten e.V. | Württembergische Straße 31 

10707 Berlin | Deutschland | Telefon 030 88725954 | Telefax 030 88725953 | E-Mail: bvvp@bvvp.de 
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